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Die Kosten für das Arbeitszimmer 

daheim und die Fahrt ins Büro gehören 

zu jenen Ausgaben, die Arbeitnehmer 

als Werbungskosten steuerlich geltend 

machen können. Damit die Steuerzah-

ler nicht zahllose Bagatellbeträge nach-

weisen müssen, gibt es den sogenann-

ten Arbeitnehmerpauschbetrag, der 

vom Finanzamt automatisch berück-

sichtigt wird – egal, ob die Ausgaben 

tatsächlich angefallen sind oder nicht.

Ab dem Jahr 2012 soll die seit 2004 

geltende Werbungskostenpauschale 

von 920 Euro auf 1.000 Euro steigen. 

Das ist ein Schritt in die richtige Rich-

tung, denn: 

Die Verbraucherpreise sind von 

2004 bis 2010 um 11,5 Prozent ge-

stiegen – und damit auch die Wer-

bungskosten.

Tatsächlich müsste die Pauschale 

sogar auf rund 1.030 Euro erhöht wer-

Steuern und Abgaben. Für die meisten Arbeitnehmer ist mehr Netto vom 
Brutto nur ein schöner Satz – denn in Wahrheit erleben die meisten das Ge-
genteil. Zwar stellt ihnen der Staat ab 2012 durch den höheren Arbeitnehmer-
pauschbetrag eine Steuerentlastung in Aussicht, doch die ist so gering, dass 
sie nicht einmal die bereits in diesem Jahr erhöhten Sozialversicherungsbei-
träge aufwiegt.

den, um mit dem allgemeinen Preisan-

stieg mitzuhalten. Unter dem Stich-

wort Steuervereinfachung wäre es 

zudem sinnvoll, den Pauschbetrag re-

gelmäßig zu erhöhen. Denn ansonsten 

müssen immer mehr Arbeitnehmer 

ihre inflationsbedingt gestiegenen 

Werbungskosten detailliert nachwei-

sen, um ihre Ausgaben beim Finanz-

amt vollständig geltend machen zu 

können.

Die geplante Anhebung um 80 Euro 

wird für alle Arbeitnehmer, deren Wer-

bungskosten die Pauschale nicht über-

steigen, ohnehin kaum mehr sein als 

ein Placebo (Grafik): Ein verheirateter 

und kinderloser Alleinverdiener mit 

30.000 Euro Jahreseinkommen zum 

Beispiel spart gerade einmal 18 Euro 

im Jahr, und selbst wer den Spitzen-

steuersatz zahlt, wird nur um 36 Euro 

entlastet. Das reicht nicht einmal aus, 

um die in diesem Jahr gestiegenen 

Beiträge zur Kranken- und Arbeitslo-

senversicherung nachträglich zu kom-

pensieren (Kästen Seite 2) – von mehr 

Netto vom Brutto ganz zu schweigen. 

Dagegen bewegt sich der Anteil 

jener Steuerzahler, die ihre Werbungs-

kosten durch den höheren Pauschbe-

trag nicht mehr im Detail auflisten 

müssen, mit 1,4 Prozent aller steu- ➞ 
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Quelle: Institut der deutschen
Wirtschaft Köln

Steuerentlastung:
Mehr niedlich als netto
Um so viele Euro wird ein kinderloser,
verheirateter Alleinverdiener pro Jahr durch
die Anhebung des Arbeitnehmerpausch-
betrags von 920 auf 1.000 Euro entlastet,
wenn seine Werbungskosten die Pauschale
nicht übersteigen

Bruttolohn/-gehalt Steuerersparnis

30.000

45.000

80.000

120.000
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erpflichtigen Arbeitnehmer auf ho-

möo pathischem Niveau. Denn die Er-

höhung des Pauschbetrags bringt aus-

schließlich jenen eine Bürokratieer-

sparnis, die momentan ganz knapp 

über der Grenze liegen, wie folgendes 

Beispiel zeigt: Für einen Pendler ver-

längert sich durch die Erhöhung die 

Strecke, die er ohne Einzelnachweis 

seiner Fahrtkosten abrechnen kann, 

von 13 auf 15 Kilometer (Grafik). 

Schon bei 16 Kilometern Wegstrecke 

muss er seine Werbungskosten hinge-

gen weiterhin einzeln auflisten.

Das heißt im Umkehrschluss: Die 

meisten, die 2011 ihre Werbungskos-

ten detailliert angeben, müssen dies 

wohl auch 2012 tun – nämlich jenes 

gute Drittel der steuerpflichtigen Ar-

beitnehmer, das Werbungskosten von 

mehr als 1.000 Euro hat.

Um eben auch diese Arbeitnehmer 

zu erreichen, sollte eine Steuerentlas-

… die Arbeitslosen-
versicherung auch
Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversiche-
rung ist zum 1. Januar 2011 von 2,8 Pro-
zent auf 3,0 Prozent gestiegen. Die Erhö-
hung erfolgte planmäßig: Im Aufschwung 
bis 2008 hatte die Bundesagentur für Ar-
beit (BA) hohe Überschüsse erwirtschaftet 

und verfügte Ende des Jahres über Reserven von 17 Milliarden 
Euro. Daraufhin senkte die Bundesregierung den Beitragssatz 
von 3,3 auf – eigentlich – 3,0 Prozent. Da zu diesem Zeitpunkt 
die Aussichten für den Arbeitsmarkt weiterhin gut schienen, 
wurde der Beitragssatz per Rechtsverordnung befristet vom 
Januar 2009 bis Juni 2010 auf 2,8 Prozent ermäßigt.

Angesichts der Finanzkrise wurde die Ermäßigung bis Jahresen-
de 2010 verlängert. Die Bundesregierung wollte so vermeiden, 
mitten im Konjunkturtal durch eine Beitragssatzsteigerung die 
Arbeitskosten zu erhöhen und den Arbeitsmarkt so zusätzlich 
unter Druck zu setzen.

Diese konjunkturelle Stabilisierungsmaßnahme läuft nun 
aus – das kommt der BA zupass. Denn die hat ihre Reserven 
verbraucht und der Bund musste 2010 rund 5 Milliarden Euro 
zuschießen.

Die Krankenversicherung 
ist teurer …
Zum 1. Januar 2011 ist der Beitragssatz 
zur gesetzlichen Krankenversicherung 
von 14,9 auf 15,5 Prozent erhöht wor-
den. Steigen die Kassenausgaben künftig 
schneller als die Beitragseinnahmen, 
werden die Löcher nicht über Beitrags-

erhöhungen gestopft, sondern über kassenindividuelle 
Zusatzprämien. Ein Sozialausgleich soll die Beitragszahler 
allerdings vor einer Überforderung schützen.

Die Zusatzprämie sorgt einerseits für Transparenz, denn Prä-
mienunterschiede setzen verschwenderische Anbieter unter 
Druck, weil die Versicherten zu einer günstigeren Kasse wech-
seln können. Andererseits schafft die aktuelle Beitragssatz-
erhöhung ein sattes Finanzpolster bei den Kassen – und 
vertagt damit das Thema Wettbewerb. 

Auch der ergänzende Sozialausgleich hat seine Macken. 
Zum einen bedeutet er mehr Bürokratie für die Arbeitgeber, 
zum anderen ist er wenig treffsicher: Der Transferanspruch 
orientiert sich am beitragspflichtigen Einkommen statt am 
Gesamteinkommen.

tung stets über den Einkommenssteu-

ertarif erfolgen. Denn nur davon pro-

fitieren alle Steuerzahler gleicherma-

ßen. Das Ausmaß der Entlastung muss 

dann freilich mit den finanziellen 

Spiel räumen in den öffentlichen Haus-

halten in Einklang gebracht werden – 

diese sind mit Blick auf die hohe 

Staats verschuldung allerdings vorerst 

ziemlich begrenzt.
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Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Werbungskosten: Nur wenig mehr
Das deckt der Arbeitnehmerpauschbetrag beispielsweise ab, ohne dass ein Steuerzahler seine
Kosten detailliert auflisten muss

Arbeitnehmerpauschbetrag

2011 2012

920 Euro

13

8,1 8,8

15

1.000 Euro

Fahrtstrecke zur Arbeit bei
220 Arbeitstagen pro Jahr
und 30 Cent/km in Kilometern

Größe des häuslichen Arbeits-
zimmers bei einer Warmmiete
von 9,50 Euro/qm in Quadrat-
metern
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Abkehr von den Banken

Der Mittelstand
Kleine und mittlere Betriebe beschäfti-
gen per Definition zwischen 10 
und 500 Personen. Sie stellen in 
Deutschland mehr als drei Viertel aller 
Arbeitsplätze und acht von zehn Aus-
bildungsplätzen. Die mittelständischen 
Unternehmen exportieren nur halb 
so viele Waren und Dienstleistungen 
wie Großunternehmen. Dadurch sind 
Mittelständler in besonderer Weise auf 
die heimische Nachfrage angewiesen; 
als Zulieferer der Großen sind sie aber 
trotzdem abhängig vom Weltmarkt.

Industrieller Mittelstand. Anders 
als noch vor einiger Zeit zu hören, 
drückt den Mittelstand in Sachen Fi-
nanzierung der Schuh nicht mehr 
ganz so stark. Ihren Hausbanken stel-
len die kleinen und mittleren Firmen 
zwar keine guten Noten aus, weil die 
Kreditvergabe oft verzögert wird. 
Aber die Unternehmen haben andere 
Wege gefunden, Investitionen zu fi-
nanzieren. Dies ist ein Ergebnis des 
jüngsten Mittelstandspanels des Bun-
desverbands der Deutschen Industrie 
(BDI). 

Grundsätzlich haben sich die Finan-

zierungsbedingungen der industriellen 

Mittelständler in den vergangenen Mo-

naten deutlich verbessert. Im Herbst 

2010 meinte immerhin ein Viertel der 

Unternehmen, dass sie momentan 

leichter an frisches Geld kommen; ein 

Jahr zuvor waren es erst 10 Prozent. 

Umgekehrt beklagten unlängst nur 

noch 15 Prozent der Mittelständler – 

vormals waren es 40 Prozent –, dass 

ihnen die Banken mehr Schwierig-

keiten bereiten als früher.

Vor allem drei Punkte gehen den 

Firmen, die noch immer nicht so leicht 

an Geld kommen, auf die Nerven. 

Rund zwei Drittel der Unternehmen 

klagen, dass es zu lange dauert, bis die 

benötigten Kredite von der Bank oder 

Sparkasse fließen. Gut die Hälfte der 

betroffenen Firmen beschwert sich 

außerdem, dass sie für Kredite höhere 

Risikoaufschläge als früher akzeptie-

ren müssen. Knapp die Hälfte sieht 

sich außerdem mit wachsenden Doku-

mentationspflichten konfrontiert; auch 

müssen die Unternehmen mehr Sicher-

heiten für die Kredite herbeibringen.

Dass sich der Ärger der kleinen und 

mittleren Betriebe über die Kreditinsti-

tute gleichwohl in Grenzen hält, hat 

einen Grund. Viele mittelständische 

Unternehmen haben in der vergan ge-

nen  Krise ihre Finanzierungsstrategie 

geändert: Im Herbst 2009 planten zwei 

Drittel aller befragten Firmen bereits, 

die Abhängigkeit von ihrer Hausbank 

zu verringern oder weniger Bankkre-

dite aufzunehmen. Ein Jahr später 

hatten tatsächlich 80 Prozent der be-

treffenden Unternehmen entspre-

chende Maßnahmen eingeleitet. 

Am häufigsten werden nunmehr 

Investitionen aus den laufenden Ein-

nahmen gestemmt – vier von zehn 

Unternehmen finanzieren neuer-

dings etwa den Kauf einer Maschine 

aus der Kasse.

Mindestens genauso wichtig wie 

das Thema Finanzierung sind für die 

mittleren Unternehmen weitere Trends 

– ob die Nachfrage im Inland 2011 

wirklich anzieht oder ob die Rohstoff-

preise demnächst kräftig steigen (Gra-

fik). Die Hälfte der mittelständischen 

Unternehmen plagen überdies Nach-

wuchssorgen.

Nahezu 80 Prozent der Betriebe, 

die derzeit Mitarbeiter suchen, ha-

ben Probleme bei der Besetzung 

freier Stellen. 

Dabei sind nicht nur Ingenieure 

knapp. Sechs von zehn Industriebe-

trieben, die dringend Nachwuchs 

brauchen, finden auch kaum Fachkräf-

te mit Berufsausbildung. Die Bewer-

ber bringen nicht die Qualifikationen 

mit, die benötigt werden, klagen drei 

von vier Firmen. Jeder dritte Perso-

nalchef moniert darüber hinaus, dass 

die Kandidaten nicht sonderlich mo-

tiviert sind.
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Mehrfachnennungen 
Befragung von 1.189 Industrie-
betrieben im Herbst 2010
Quelle: BDI-Mittelstandspanel

Mittelstand: Der 
heimische Markt zählt
So viel Prozent der befragten Mittelständler
sehen diese Faktoren für die Zukunft 
des Unternehmens als wichtig oder 
eher wichtig an 

Nachfrageentwicklung
im Inland

Preise für Rohstoffe/
Energie

Arbeits-/Lohnstück-
kosten

Nachfrageentwicklung
im Ausland

Wechselkurs Euro/Dollar

Finanzierungs-
bedingungen/
Finanzmarktkrise

Wettbewerbsdruck

Mangel an Fachkräften

88,3

84,9

74,9

67,9

48,8

48,4

47,8

34,1
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Klassenkampf-Rhetorik bringt  nichts
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Befragung von 3.469 Personen von März bis August 2008
Ursprungsdaten: ALLBUS (Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften)

Beamte überdurchschnittlich organisiert
So viel Prozent der Arbeitnehmer waren im Jahr 2008 Gewerkschaftsmitglieder

West-
deutschland

Ost-
deutschland

Insgesamt

Männer
Frauen
Vollzeit
Teilzeit
Beamte
Angestellte
Arbeiter
18 bis 29 Jahre
30 bis 39 Jahre
40 bis 49 Jahre
50 Jahre und älter
Alle Arbeitnehmer

22,6
18,5
22,1
15,3
28,1
18,0
23,0
20,8
14,8
20,0
26,7
20,8

15,0
16,6
15,9
15,1
18,8
18,7
11,6

7,8
12,7
13,8
22,3
15,6

20,6
17,9

20,2
15,2

26,8
18,2
19,0

17,1
14,2

18,3
25,5

19,3

Nur noch knapp ein Fünftel der 

Arbeitnehmer in Deutschland ist ge-

werkschaftlich organisiert. Laut der 

aktuellen Allgemeinen Bevölkerungs-

umfrage der Sozialwissenschaften 

(ALLBUS) sind vor allem im Osten 

die Genossen rar (Grafik). Zudem 

hängt es offenbar vom Job ab, ob Be-

schäftigte einer Gewerkschaft beitre-

ten oder nicht. So sind Beamte über-

durchschnittlich, Angestellte dagegen 

unterdurchschnittlich oft in den Ar-

beitnehmervertretungen präsent. 

Außerdem liegt der Organisations-

grad bei den Beschäftigten zwischen 

18 und 29 Jahren um fast 3 Prozent-

punkte höher als bei den 30- bis 39- 

Jährigen. Vor allem in Westdeutsch-

land stehen Gewerkschaften bei Jün-

geren wieder besser im Kurs.

Gewerkschaften. Der Deutsche Gewerkschaftsbund und die großen Einzel-
gewerkschaften versuchen, bei ihrer Klientel zu punkten, indem sie medien-
wirksam für stärkere Staatseingriffe wie einen gesetzlichen Mindestlohn und 
für eine stärkere Umverteilung eintreten. Damit haben sie aber längst nicht 
alle Arbeitnehmer hinter sich.*)

IG Metall, ver.di und Co. haben sich 

in den vergangenen Jahren generell 

sehr bemüht, den Mitgliederschwund 

zumindest zu bremsen. Die jüngste 

Wirtschaftskrise hätte ihnen sogar 

Aufwind verschaffen können: Unter-

nehmerisches Gewinnstreben ist man-

chem suspekt geworden; die Idee der 

Solidarität gewinnt mehr Freunde. So 

hält, wie die ALLBUS-Umfrage zeigt, 

die große Mehrheit der abhängig Be-

schäftigten viel von einem Staat, der 

mit ordnender Hand in weite Bereiche 

von Wirtschaft und Gesellschaft ein-

greift (Grafik Seite 5): 

Soziale Sicherung. Organisierte wie 

unorganisierte Arbeitnehmer stehen mit 

überwältigender Mehrheit hinter dem 

Sozialstaatsprinzip. Die Organisierten 

sind noch stärker davon überzeugt als 

die Unorganisierten, dass der Staat 

Risiken wie Krankheit und Arbeitslo-

sigkeit solidarisch abfedern soll: Stolze 

86 Prozent sehen die soziale Sicherung 

als das wichtigste Ziel der Regierungs-

politik an; von den Nichtorganisierten 

sind es 84 Prozent.

Umverteilung. Die Frage, ob Ein-

kommen und Wohlstand über finanz- 

und sozialpolitische Eingriffe zuguns-

ten der „einfachen Leute“ umverteilt 

werden sollten, wird von mehr als zwei 

Dritteln aller Arbeitnehmer bejaht – 

weniger als ein Fünftel lehnt die staat-

liche Umverteilung ab.

Staatseingriffe. Auch die Frage, ob 

sich der Staat aus der Wirtschaft he-

raushalten soll oder nicht, ergibt ein 

klares Meinungsbild. Während 20 Pro-

zent der Gewerkschafter und 26 Pro-

zent der übrigen Arbeitnehmer einen 

passiven Staat bevorzugen, spricht sich 

in beiden Gruppen die Mehrheit für 

einen aktiven Staat aus.

Die Resonanz auf die Globalisie-

rungskritik von ver.di und Co. ist da-

gegen geteilt:

Weltmarktöffnung. Zwei von fünf 

Gewerkschaftern glauben, dass offene 

Weltmärkte den Wohlstand mehren – 

ebenso viele zweifeln aber daran. Von 

den Nichtorganisierten ist hingegen 

jeder Zweite ein Globalisierungsbeken-

ner und nicht einmal jeder Dritte ein 

Kritiker. 

Gewerkschaftspolitiker sind also 

gut beraten, sich mit pauschaler Glo-

balisierungsschimpfe zurückzuhalten. 

Schließlich ist Deutschland eine aus-

fuhrorientierte Industrienation. Und 

gerade die Industriegewerkschaften 

wissen, dass die Exporterfolge in 

Deutschland zahlreiche gut bezahlte 

Industriejobs garantieren.
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Klassenkampf-Rhetorik bringt  nichts
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Befragung von 1.238 Arbeitnehmern von März bis August 2008
Ursprungsdaten: ALLBUS (Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften)

Gewerkschafter: Soziale Sicherung ist wichtig
So viel Prozent ... stimmten 2008 dieser Aussage

... der gewerkschaftlich 
Organisierten

... der nicht gewerkschaftlich 
Organisierten

zu nicht zu weder noch

Soziale Sicherung sollte 
das wichtigste Ziel der
Regierungspolitik sein.

86,0

7,2
6,8

Einkommen und Wohlstand
sollten zugunsten der
einfachen Leute umverteilt
werden.

Die weitere Öffnung
der Weltmärkte
dient dem Wohl aller.

Die Politik sollte sich
aus der Wirtschaft 
heraushalten.

84,1

7,8
8,1

68,1

14,4

17,4

67,2

18,0

14,7

41,1

17,0

41,9

50,0

17,8

32,2

20,313,4

66,3

26,1
14,2

59,8

Beim Thema Lohn stehen sich so-

wohl in den Gewerkschaften als auch 

bei den Nicht-Organisierten zwei 

gleich große Gruppen gegenüber: Die 

eine stimmt der sinngemäßen Aussage 

„Wer mehr leistet als andere, soll auch 

mehr verdienen“ zu, die andere lehnt 

sie ab. Mit der tatsächlichen Lage ist 

indes kaum ein Arbeitnehmer zufrie-

den: Vier Fünftel der Gewerkschafts-

mitglieder und gut drei Viertel der 

Nichtmitglieder sind mit den sozialen 

Unterschieden in Deutschland keines-

wegs einverstanden.

Der Aussage, dass Rangunterschie-

de zwischen Menschen akzeptabel 

sind, weil sie im Wesentlichen ausdrü-

cken, was man aus seinen Chancen 

gemacht hat, stimmt in beiden Arbeit-

nehmergruppen jeweils knapp die 

Hälfte (47 Prozent) zu. Damit halten 

sich Befürworter und Skeptiker des 

Wettkampfgedankens fast die Waage. 

Eine undifferenzierte Klassen kampf- 

 Rhetorik würde also nicht nur poten -

zi elle Mitglieder verprellen, sondern 

auch einen erheblichen Teil der organi-

sierten Anhänger.
*) Vgl. Hendrik Biebeler, Hagen Lesch: Arbeitnehmerinteressen 
und Gewerkschaftsprogrammatik – Was sagt die Empirie?, in: 
IW-Trends 4/2010

Buchtipp

Als der Naturforscher Charles Darwin 1882 
starb, hatte das erste Auto seine Heimat,
eine schwäbische Tüftlerwerkstatt, noch nicht 

verlassen. Dennoch lässt sich aus Darwins Erkenntnissen über 
natürliche Selektion bzw. „Survival of the fittest“ einiges über den 
Zustand und die Zukunft der Automobilindustrie lernen – denn 
auch hier herrschen Überlebenskampf und Auslesewettbewerb. 
Das ist die Grundthese des Buches „Darwins Gesetz in der 
Automobil industrie“ von Helmut Becker, ehemaliger Chefvolkswirt 
von BMW und profilierter Kritiker der deutschen Autohersteller.
Er erläutert, welche Marken die besten Chancen haben und warum 

Darwin und die Automobilindustrie

Helmut Becker: Darwins Gesetz in der Automobilindustrie,
Springer Verlag, Heidelberg 2010,
302 Seiten, 39,95 Euro,
ISBN 978-3-642-12084-8

es der heimischen Automobilwirtschaft gelingen kann, den immer 
schärfer werdenden Wettbewerb zu überstehen. Generell schnei-
den die deutschen Hersteller mit ihrer „artenreichen“ Mischung 
aus Herstellern und Zulieferern ziemlich gut ab.
Ein Grund: Die Innovationskraft der Branche sowie ihr hoher 
Export anteil von 70 Prozent.

Thomas Puls
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Fürsorgliches Deutschland

Die Aufwendungen für das Gesund-

heitssystem, die Renten, das Arbeits-

losengeld sowie für Leistungen etwa 

an Familien und Bedürftige sind zu-

letzt noch deutlich gestiegen:

Im Jahr 2009 summierten sich die 

staatlich veranlassten Sozialleistun-

gen auf 754 Milliarden Euro – rund 

30 Milliarden Euro mehr als ein 

Jahr zuvor.

Dazu haben unter anderem die mit 

der Ausweitung der Kurzarbeit ver-

bundenen Kosten beigetragen – insge-

samt verzeichnete die Bundesagentur 

für Arbeit 2009 ein Ausgabenplus von 

11 Milliarden Euro. Gerade diese Ab-

federung der Wirtschaftskrise spricht 

für einen funktionierenden Sozialstaat. 

Dass das soziale Netz hierzulande 

dicht gewebt ist, zeigt auch ein inter-

nationaler Vergleich. So betrugen die 

deutschen Bruttosozialleistungen nach 

OECD-Abgrenzung im Jahr 2007 gut 

25 Prozent der Wirtschaftsleistung 

(Gra fik/Kasten) – ein Wert, der nur von 

Frankreich und Schweden deutlich 

übertroffen wurde.

Aussagekräftiger ist allerdings der 

Vergleich der Nettosozialleistungen. 

Ihr Anteil am Bruttoinlandsprodukt 

war 2007 in der Bundesrepublik zwar 

fast exakt so hoch wie der Anteil der 

Bruttoleistungen, die Rangfolge der 

Industriestaaten ist in der Nettobetrach-

Sozialleistungen. Im internationalen 
Vergleich kann sich der deutsche Sozi-
alstaat sehen lassen. Berücksichtigt 
man nicht nur die Summe der Sozial-
leis tungen, sondern auch, was sich der 
Staat davon über Steuern und  Abgaben 
zurückholt, dann ist das soziale Netz 
sogar dichter geknüpft als in den skan-
dinavischen Wohlfahrtsstaaten.

tung allerdings eine ganz andere – aus 

verschiedenen Gründen:

• Die Abgaben auf Sozialleistungen 

fallen in Deutschland eher gering aus 

– auch wenn z.B. Rentner Beiträge zur 

Kranken- und Pflegeversicherung zah-

len und ihre Altersbezüge unter be-

stimmten Voraussetzungen versteuern 

müssen. Andere Staaten langen jedoch 

viel stärker zu. In Dänemark etwa sind 

selbst vom Arbeitslosengeld Steuern 

und Sozialbeiträge zu zahlen. Ähn-

liches gilt für Schweden und Finnland.

• Die Mehrwertsteuer macht keine 

Unterschiede zwischen Empfängern 

von Sozialleistungen und gut verdie-

nenden Beschäftigten.  An der Super-

marktkasse greift der Staat allen Bür-

gern gleich stark in die Geldbörsen.

• Die steuerliche Förderung freiwil-

liger Vorsorge spielt vor allem in den 

USA eine Rolle.  Daher liegt die Net-

tosozialleistungsquote dort über der 

Bruttoquote. So gab es bisher zwi-

schen Los Angeles und New York 

keine gesetzliche Krankenversiche-

rung, und generell ist das Sozialsystem 

in den USA weit weniger über staatli-

che Träger organisiert als in Europa. 

Stattdessen werden die Amerikaner auf 

verschiedene Weise steuerlich geför-

dert, wenn sie sich privat versichern.

Sozialleistungen – Eine Frage der Definition
Zu den sozialpolitischen Leistungen zählen u.a. gesetzliche Renten und Pensionen, Leis-
tungen des Gesundheitssystems, Arbeitslosengeld, Sozialhilfe sowie die Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall. Addiert man jene Leistungen, die die einzelnen Staaten direkt gewähren 
oder per Gesetz veranlassen, erhält man die Bruttosozialleis tungen. Aussagekräftiger – 
etwa für einen internationalen Vergleich – sind jedoch die Nettosozialleistungen. Diese 
unterscheiden sich von den Bruttobeträgen zum einen dadurch, dass sie jene direkten und 
indirekten Abgaben berücksichtigen, die auf Sozialleistungen zu zahlen sind. Zum anderen 
erfassen die Nettosozialleistungen auch die steuerliche Förderung, die der Staat jenen 
Bürgern gewährt, die sich freiwillig privat gegen soziale Risiken absichern.
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Sozialleistungen: Frank-
reich gibt am meisten
in Prozent des Bruttoinlandsprodukts im
Jahr 2007
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Teure Verzögerungen

Dabei sind es unter anderem solche 

Proteste, die die Durchführung großer 

Infrastrukturvorhaben verzögern. In 

Stuttgart etwa ist das Bahnhofsprojekt 

mittlerweile auf 24 Jahre angesetzt, 

beim Riederwaldtunnel bei Frankfurt 

sind es sogar fast 30 Jahre. Und je 

mehr Zeit zwischen den ersten Pla-

nungen und der Fertigstellung vergeht, 

Großprojekte. Autobahnen, Brücken, 
Stromnetze, Flughäfen, Bahnhöfe – 
über solche Großprojekte kommt es mit 
den Bürgern oft zum Streit. Promi-
nentes Beispiel: In Stuttgart lehnen 
„Wutbürger“ den neuen Bahnhof ab 
– auch weil die Kosten gegenüber den 
Planungen stark gestiegen sind.

desto teurer werden die Baumaß-

nahmen erfahrungsgemäß (Grafik). 

Der Bau der A 44 zwischen Kassel 

und Eisenach sollte zu Beginn der 

Planungen in den 1990er Jahren 

rund 920 Millionen Euro kosten – 

jetzt sind es 1,4 Milliarden Euro. 

Auch die umstrittene, obwohl von 

den Bürgern 2005 abgesegnete Dresd-

ner Waldschlösschenbrücke wird um 

42 Millionen Euro teurer als zunächst 

veranschlagt.

Zwar bieten Bürgerbegehren auf 

kommunaler Ebene die Möglichkeit, 

gegen Beschlüsse der Kommune vor-

zugehen – oder das Projekt zu befür-

worten. Immer häufiger werden öffent-

liche Großprojekte jedoch von Protest-

bewegungen aufgehalten oder gestoppt, 

obwohl alle rechtsstaatlichen Geneh-

migungsverfahren durchlaufen sind.

Dabei ist die Beteiligung der Bevöl-

kerung zwingend vorgeschrieben – die 

Planungsunterlagen werden offenge-

legt, Kritik und Widerspruch sind 

möglich. Im besten Fall steht am Ende 

eine von allen Seiten akzeptierte Ent-

scheidung.

Das Internet kann helfen, um die 

Bevölkerung früh und stärker einzu-

binden – wie etwa beim Ausbau des 

Frankfurter Flughafens. Parallel zu 

den Planungen wurde ein regionales 

Dialogforum für die betroffenen Bür-

ger und Kommunen ins Leben gerufen, 

das über den Fortgang informiert.
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Jahr der
ersten
Planungen

Jahr der
voraussichtlichen
Fertigstellung

Dauer
in Jahren

geplante Kosten
in Millionen Euro

1994 2016

22 504

Verängerung
A 491998 2017

19 4.000

Erweiterung
Frankfurter
Flughafen

1975 2016

41 330

 Hochmosel-
übergang B50

1989 2018

29 175

 Riederwald-
tunnel

(bei Frankfurt)

2004 2012

8 1.200

Kohlekraftwerk
Datteln

1995 2019

24 4.088

Stuttgart
21

1997 2011

14 157

Dresdner
 Waldschlöss-
chenbrücke

1992 2016

24 920

 A 44 Kassel –
Eisenach

1996 2012

16 2.500

Hauptstadt
Flughafen

(Berlin
Brandenburg
International)

2004 2013

9 358

Hamburger
Elbvertiefung

Quelle: IW-Zusammenstellung

Großprojekte: Jahrzehntelange Planungen
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Das Web-Wunder

Chatten, googeln, mailen: Die Nut-

zung des Internet ist für immer mehr 

Menschen so normal wie Naseputzen. 

Allein zwischen 2009 und 2010 wuchs 

in der Bundesrepublik die Zahl der 

Menschen, die das World Wide Web 

für sich entdeckten, um rund zwei 

Millionen an. Unterm Strich sind mitt-

lerweile 72 Prozent der Bevölkerung 

in Deutschland auf der Datenautobahn 

unterwegs.

Die rasante Verbreitung moderner 

Informations- und Kommunikations-

technologien beeinflusst jedoch nicht 

nur den privaten Alltag, sondern auch 

das Wirtschaftsleben. So erzielen laut 

Statistischem Bundesamt jene Unter-

nehmen, die zusätzlich zu ihren her-

kömmlichen Vertriebskanälen eine 

Online-Verkaufsplattform betreiben, 

im Durchschnitt 35 Prozent des Ge-

samtumsatzes über das Internet. Die 

Bedeutung des Onlinehandels, auch 

E-Commerce genannt, wird nach An-

sicht von Experten künftig noch weiter 

zunehmen.

Schon heute macht die Internetwirt-

schaft – hierzu zählen alle Unterneh-

Internetwirtschaft. Unternehmen, 
die digitale Netze betreiben oder 
Dienstleis tungen über das Internet an-
bieten, haben in Deutschland zuletzt 
nahezu 46 Milliarden Euro umgesetzt. 
Die Branche steht vor einem weiteren 
Wachstumsschub. 

men, die entweder digitale Netze be-

treiben oder Dienstleistungen direkt 

über das Internet anbieten – den meis-

ten Umsatz mit E-Commerce (Grafik):

Im Jahr 2008 setzte die Internet-

wirtschaft in Deutschland annä-

hernd 46 Milliarden Euro um, wobei 

fast die Hälfte im Onlinehandel er-

zielt wurde.

Insgesamt steuerte die Internetwirt-

schaft im Jahr 2008 damit 0,9 Prozent 

des gesamtwirtschaftlichen Umsatzes 

in Deutschland bei. Doch das Web-

Wunder sorgt nicht nur für klingelnde 

Kassen, auch in puncto Beschäftigung 

kann sich die Branche sehen lassen: 

Rund 250.000 Mitarbeiter sind schät-

zungsweise derzeit in der deutschen 

Internetwirtschaft beschäftigt, wobei 

auch hier die meisten Menschen im 

E-Commerce-Segment ihr Geld ver-

dienen dürften.

Ein Ende des Internetbooms ist nicht 

in Sicht. Im Gegenteil: Dem Bera-

tungsunternehmen Arthur D. Little 

zufolge kurbelten vor allem Social 

Networking – der Austausch von In-

formationen über Onlineplattformen 

– und das mobile Internet das Wachs-

tum der Branche weiter an. Großes 

Potenzial birgt nach Expertenmeinung 

auch „Open Innovation“. Hierunter 

versteht man die Möglichkeit, bei-

spielsweise auch Lieferanten oder Kun-

den aktiv in die unternehmerische 

Ideenfindung einzubeziehen. 

45,7

27,0

17,0

1,7

Milliarden Euro setzten Unternehmen
der Internetwirtschaft in Deutschland

im Jahr 2008 um, indem sie ...

... Onlinehandel, -marketing und
-plattformen betrieben

... digitale Netze bereitstellten
 und betrieben

darunter:
Festnetzinternet

Mobiles Internet

13,1
2,0

... Dienstleistungen (z.B. Anwen-
dungsprogramme) direkt über

das Internet anboten

Ursprungsdaten: Arthur D. Little,
Die deutsche Internetwirtschaft 2009-2012 ©
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